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Einführung 

I. Anlass der Arbeit 
„Kein Stein wird auf dem anderen bleiben!“ Mit dieser Quintessenz be-
schreibt die Enquete-Kommission „Zukunft der Medien in Wirtschaft und 
Gesellschaft – Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft“ des 
Deutschen Bundestages die Perspektiven der Informationsgesellschaft.1 In 
der Politik2 und in Teilen der sozialwissenschaftlichen Literatur3 ist die 
Auffassung verbreitet, dass sich die deutsche Gesellschaft gegenwärtig 
mitten im Wandel von der Industrie- zur Informationsgesellschaft befin-

 
1 Enquete-Kommission „Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesellschaft. Deutsch-

lands Weg in die Informationsgesellschaft“. Deutscher Bundestag (Hrsg.): Deutsch-
lands Weg in die Informationsgesellschaft, 1998, S. 5 (im Folgenden zitiert als „En-
quete-Kommission“). 

2 Vgl. z. B. den damaligen Bundeskanzler Helmut Kohl, in: Baron/Becker/Schreiner 
(Hrsg.), Die Informationsgesellschaft im neuen Jahrtausend, S. 10; den früheren Wirt-
schaftsminister Wolfgang Müller, zitiert bei Hartmann, Wirtschaftskriminalität im In-
ternet: Geschäftsrisiken durch Computermissbrauch und Datenspionage, S. 14; auf die 
EU bezogen den Europäischen Kommissar für Unternehmen und die Informationsge-
sellschaft, Erkki Liikanen, in seinem Vorwort zu: Europäische Kommission, IST 2000. 
Eine Informationsgesellschaft für alle verwirklichen. Der damalige Wirtschaftsminis-
ter von Nordrhein-Westfahlen, Wolfgang Clement, meinte bereits 1996, die Informa-
tionsgesellschaft sei schon Realität, in: Baron/Becker/Schreiner (Hrsg.), aaO, S. 131; 
ähnlich der Ministerpräsident von Hessen, Roland Koch, in: Wirtz/Schmidt-
Holtz/Beaujean, „Deutschland Online 2“, Kurzbericht, S. 3. Aus dem politiknahen Be-
reich etwa der Rat für Forschung, Technologie und Innovation, in: Bundesministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBF) (Hrsg.), Der Rat für 
Forschung, Technologie und Innovation. Informationsgesellschaft. Chancen, Innova-
tionen und Herausforderungen. Feststellungen und Empfehlungen, S. 9 f.; Enquete-
Kommission, aaO.; Europäische Kommission, Eine europäische Informationsgesell-
schaft für alle. Abschlussbericht der Gruppe hochrangiger Experten, S. 17.  

3 Tauss/Kollbeck/Mönikes, in: dies. (Hrsg.), Deutschlands Weg in die Informationsge-
sellschaft: Herausforderungen und Perspektiven für Wirtschaft, Wissenschaft, Recht 
und Politik, S. 16. Überwiegend wird in der sozialwissenschaftlichen Literatur aller-
dings gar nicht mehr darüber diskutiert, ob sich unsere Gesellschaft zur Informations-
gesellschaft entwickelt, sondern es werden bereits die sich aus dieser als sicher gel-
tenden Entwicklung ergebenden Folgen erörtert, vgl. z. B. Baron/Becker/Schreiner 
(Hrsg.), Die Informationsgesellschaft im neuen Jahrtausend; Kerner/Kegler (Hrsg.), 
Der vernetzte Mensch. Sprache, Arbeit und Kultur in der Informationsgesellschaft; 
Hartmann (Hrsg.), Informationsgesellschaft. Sozialwissenschaftliche Aspekte. 
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det.4 Zwar ist der Begriff „Informationsgesellschaft“ äußerst ungenau. Es 
herrscht jedoch Einigkeit darüber, dass sie sich durch die umfassende 
Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien aus-
zeichnet.5 Der Computer werde ein Teil des individuellen und gemeinsa-
men Lebens, Internet und Multimedia seien überall.6 Diese Entwicklung 
habe Auswirkungen auf fast alle Lebensbereiche, auf Beruf und Freizeit, 
auf Lernen und Unterhaltung.7 Die Welt ändere sich nicht nur in ihren 
technologischen, sondern auch in ihren wirtschaftlichen und kulturellen 
Strukturen.8 

Die Bedeutung des Internets für die deutsche Gesellschaft lässt sich 
anhand einiger Zahlen verdeutlichen. Seit dem Beginn des Booms in den 
neunziger Jahren hat das Internet auf vielen Feldern Einzug in die Gesell-
schaft gehalten.9 Nach einer Studie des Marktforschungsinstituts Forsa 
aus dem Jahr 2002 nutzten 31,8 Millionen Personen oder 49,6 % der 
Deutschen über 14 Jahren in den letzten 12 Monaten das Internet.10 Unter-
suchungen der Forschungsgruppe Wahlen ergaben, dass im ersten Quartal 
2003 bereits 53 % der Deutschen einen Internetanschluss hatten,11 im ers-
ten Quartal 2004 57 %12 und im vierten Quartal 2004 sogar 62 %13. Im 
letzten Jahr schien der Internetboom zu Anfang des Jahrtausends von ei-
nem langsameren Wachstum der Internetgemeinde abgelöst zu werden.14 
Im ersten Quartal 2005 sank der Wert sogar erstmals leicht auf 61 %, was 
auf eine gewisse Sättigung des Marktes hinweist.15  

Angesichts der sehr raschen Ausbreitung der Internetnutzung im letz-
ten Jahrzehnt ließe sich im Hinblick auf den Strafvollzug jedenfalls für 

 
4 So auch Hahlen, in: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Im Blickpunkt: Informationsge-

sellschaft, S. 3. 
5 Rat für Forschung, Technologie und Innovation, aaO, S. 9; Enquete-Kommission, aaO; 

Europäische Kommission: Innovative Maßnahmen unter Artikel 10 der EFRE. Infor-
mationsgesellschaft, S. 6. 

6 Rat für Forschung, Technologie und Innovation, aaO, S. 10. 
7 Enquete-Kommission, S. 255; Statistisches Bundesamt (Hrsg.), aaO, S. 10. 
8 Rat für Forschung, Technologie und Innovation, aaO, S. 10; Europäische Kommission, 

aaO, S. 73. 
9 Für eine Vielzahl von Daten vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.), aaO; vgl. auch 

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 26.7.2003: „Die Nutzung des weltumspannen-
den Datennetzes ist Alltag geworden." 

10 Vgl. www.heise.de/newsticker/data/anw-19.08.02–001/. 
11 Vgl. www.forschungsgruppewahlen.de/Ergebnisse/Internet-Strukturdaten/web_I_03.pdf. 
12 Vgl. www.forschungsgruppewahlen.de/Ergebnisse/Internet-Strukturdaten/web_I_04_1.pdf. 
13 Vgl. www.forschungsgruppewahlen.de/Ergebnisse/Internet-Strukturdaten/web_IV_04.pdf.  
14 Vgl. aaO. 
15 Vgl. www.forschungsgruppewahlen.de/Ergebnisse/Internet-Strukturdaten/web_I_05.pdf. 
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Personen mit langen Freiheitsstrafen etwas zugespitzt sagen, dass sie be-
fürchten müssen, in einer Industriegesellschaft inhaftiert worden zu sein 
und in eine Informationsgesellschaft entlassen zu werden. Vor dem Hin-
tergrund des Angleichungsgrundsatzes in § 3 Abs. 1 StVollzG drängt sich 
die Frage nach den Konsequenzen dieses Wandels für den Strafvollzug 
auf. § 3 Abs. 1 StVollzG fordert, dass das Leben im Vollzug den allge-
meinen Lebensverhältnissen angeglichen wird. Gesellschaftliche Verän-
derungen dürfen daher nicht ohne Einfluss auf den Strafvollzug bleiben; 
das gilt ganz besonders für eine so grundlegende Entwicklung wie den 
Übergang von der Industrie- zur Informationsgesellschaft. Sie muss über 
§ 3 Abs. 1 StVollzG in den Strafvollzug transformiert werden. 

Einige wenige Berührungspunkte zwischen Strafvollzug und Internet 
gibt es bereits. Hervorzuheben sind die Internetprojekte in der Justizvoll-
zugsanstalt Berlin-Tegel. Die Internetseite www.planet-tegel.de wurde 
von Gefangenen der JVA Tegel mitgestaltet. Man kann den an der Inter-
netgruppe beteiligten Gefangenen E-Mails senden, die von diesen beant-
wortet werden. Ferner nutzen Gefangene der JVA Tegel das Internet als 
Zugang zur Fernuniversität Hagen und damit für Studienzwecke. Das 
Strafvollzugsgesetz enthält keine explizite Regelung für einen Zugang 
zum Internet. Die Nutzung des Internets durch Gefangene im deutschen 
Strafvollzug wirft daher eine Reihe von Rechtsfragen auf. Die vorliegen-
de Arbeit möchte diese Rechtsfragen aufzeigen und Lösungen vorschla-
gen. Weitere Berührungspunkte zwischen Strafvollzug und Internet wie 
beispielsweise Informationsforen im Internet zum Thema „Strafvoll-
zug“,16 Internetauftritte von Justizvollzugsanstalten17 und Gefangenenzeit-
schriften18 sowie die Übertragung des Gefängnisalltags im Internet mithil-
fe von sog. Web-Cams19, aber auch eine Internetseite, über die ein wegen 
Mordes Inhaftierter Beweise für seine Unschuld sucht,20 betreffen nicht 
unmittelbar das Thema dieser Arbeit und bleiben deshalb außer Betracht.  

 
16 Z. B. www.knast.net. 
17 Eine gute Übersicht findet sich bei www.knast.net unter der Überschrift „Links“ und 

dem Stichwort „Gefängnisse und Gefängnisbehörden“. 
18 Hierzu finden sich unter www.knast.net unter der Überschrift „Links“ und dem Stich-

wort „Gefangenenzeitungen“ einige Links. 
19 Unter www.mcso.org und www.crime.org konnten zeitweise Bilder aus dem Bezirks-

gefängnis in Maricopa County, Arizona (USA) angeschaut werden. Gegenwärtig ist 
das jedoch nicht mehr möglich. Vgl. dazu Bammann, StudJur 1/2001, 13 ff.; www. 
kultura-extra.de/extra/pranger.html. 

20 Vgl. www.mordfall-krampe.de; dazu Berliner Zeitung vom 13.1.2005. 


